
damit seiner Leitung und dem Betriebskollektiv) obliegen­
den Pflichten entstanden sein. Es kommt nicht darauf an, 
ob der den Schaden unmittelbar verursachende Mitarbeiter 
selbst eine Pflicht verletzt hat./13/
Als Mitarbeiter i. S. des § 331 gelten auch Mitglieder einer 
Genossenschaft, wenn sie im Rahmen ihrer genossen­
schaftlichen Arbeit tätig werden, ebenso Mitarbeiter staat­
licher Organe und Einrichtungen (vgl. § 11 Abs. 3). Die Vor­
schrift ist auf ehrenamtliche Mitarbeiter, Funktionäre oder 
Mitglieder von Organisationen entsprechend anzuwenden, 
wenn sie in Erfüllung der ihnen obliegenden organisatori­
schen Aufgaben Dritten Schäden zufügen./14/
Voraussetzung ist in jedem Fall, daß der Mitarbeiter in 
Erfüllung der ihm obliegenden betrieblichen Aufgaben ge­
handelt hat, unabhängig davon, ob er zur Erfüllung dieser 
Aufgaben rechtlich verpflichtet war. Diese Voraussetzung 
ist jedoch auch dann erfüllt, wenn er im Arbeitsprozeß 
bewußt weisungswidrig handelt, so z. B., wenn ein Bau­
gerüst bewußt unter Mißachtung der Arbeitsschutzbestim­
mungen angebracht wird.
Der Mitarbeiter ist dagegen nach § 330 unmittelbar für 
denjenigen Schaden verantwortlich, den er außerhalb sei­
nes Aufgabenbereichs pflichtwidrig verursacht hat. So haf­
tet z. B. der Kraftfahrer eines Betriebes dem Geschädigten 
selbst, wenn er bei unerlaubter Benutzung des Wagens 
zu persönlichen Zwecken einen Verkehrsunfall verur­
sacht.
Wurde der Schaden in Erfüllung betrieblicher Aufgaben 
zugefügt, kann der Geschädigte gegen den Mitarbeiter 
keine Ansprüche geltend machen. Diese stehen ihm nur 
gegenüber dem dem Betrieb oder der Organisation bzw. 
gegenüber der Staatlichen Versicherung zu, die für den 
Betrieb oder die Organisation eintritt.
Inwieweit der verantwortliche Betrieb gegen seinen Mitar­
beiter Regreß nehmen kann, bestimmt sich nach dem 
Rechtsverhältnis, das zwischen Betrieb und Mitarbeiter 
besteht. Anzuwenden sind insbesondere die Bestimmungen 
des Arbeitsrechts, die bei fahrlässiger Pflichtverletzung die 
Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit des 
Mitarbeiters bis zum Betrag eines monatlichen Tariflohns 
zulassen (§ 113 GBA).
Eine außervertragliche Verantwortlichkeit für Dritte ist 
im 5. Teil des ZGB — im Unterschied zur vertraglichen 
Verantwortlichkeit (§ 82 Abs. 2) — generell nicht vorge­
sehen.
Wer Dritte zur Erfüllung allgemeiner Verhaltenspflichten, 
z. B. bestimmter Vorsorgepflichten, heranzieht, wird da­
durch von seinen Pflichten nicht entlastet. Eine Verant­
wortlichkeit beruht auch in diesen Fällen auf eigener 
Pflichtverletzung des Verantwortlichen; daneben und un­
abhängig hiervon kann auch Verantwortlichkeit des her­
angezogenen Dritten gegeben sein, wenn er eine allgemeine 
Verhaltenspflicht verletzt und dadurch Schaden verur­
sacht.
Die Regelung der außervertraglichen Verantwortlichkeit 
umfaßt demnach keine Verantwortlichkeit für Dritte; viel­
mehr gilt das Prinzip der Verantwortlichkeit für eigene 
Pflichtverletzungen (oder — bei erweiterter Verantwort­
lichkeit — für den eigenen Verantwortungsbereich). Daher 
haftet ein Kfz-Instandsetzungsbetrieb n e b e n  d e m

/13/ Wird z. B. ein Bürger beim Betrieb eines Seilaufzugs auf einer 
Baustelle durch abstürzende Teile geschädigt, dann kommt es 
darauf an, ob der die Anlage bedienende und den Schaden un­
mittelbar verursachende Mitarbeiter hierbei seine Pflichten ver­
letzt hat. Der Betrieb haftet aus demselben Grund, wenn die Lei­
tung bzw. ein anderer Mitarbeiter es versäumt hat, dafür Sorge 
zu tragen, daß die Einrichtung ordnungsgemäß kontrolliert und 
gewartet wird. Dies folgt schon daraus, daß Betriebe immer 
durch Mitarbeiter handeln und anderenfalls die Voraussetzung 
der Pflichtverletzung in § 330 in bezug auf die Ersatzpflicht voh 
Betrieben keinen Sinn hätte.
/14/ Das trifft z. B. zu, wenn ein ehrenamtlicher Ausbilder der 
Gesellschaft für Sport und Technik bei der Ausbildung fahrlässig 
einen Verkehrsunfall verursacht. Auch für derartige Fälle besteht 
aber weitgehend Versicherungsschutz, so z. B. nach § 2 der Bedin­
gungen für die freiwillige Versicherung der Parteien und Massen­
organisationen (Versicherungsrecht, Textausgabe, Berlin 1970, 
S. 292 fl.).

Kraftfahrzeughalter für die Verkehrssicherheit des von 
ihm instand gesetzten Fahrzeugs auch Dritten gegenüber.

Befreiung des Bürgers von der Schadenersatzpflicht
Die Voraussetzungen der Befreiung von der Schadenersatz­
pflicht sind im ZGB für Bürger und Betriebe unterschied­
lich geregelt. Die zivilrechtliche Verantwortlichkeit des 
Bürgers für eine rechtswidrige Schadenszufügung gründet 
sich generell auf die Vermutung, daß er die für den Scha­
den ursächliche objektive Pflichtverletzung schuldhaft be­
gangen habe. Erweist sich jedoch, daß er den Schaden nicht 
schuldhaft, d. h. weder vorsätzlich noch fahrlässig verur­
sacht hat, dann entfällt die Schadenersatzpflicht (§ 333 
Abs. 1), soweit nicht die Möglichkeit einer Befreiung ge­
setzlich ausgeschlossen ist (§ 335, siehe auch § 343). Mit die­
ser Regelung ist die außervertragliche Verantwortlichkeit 
des Bürgers grundsätzlich dem Verschuldensprinzip unter- 
stellt/15/
Der Bürger soll regelmäßig nicht für Schäden einstehen 
müssen, wenn sein Verhalten keinen Vorwurf verdient. 
Dies folgt zunächst daraus, daß die allgemeinen Verhal­
tensanforderungen an Bürger im gesellschaftlichen Zusam­
menleben nicht nur das objektive, das äußere Verhalten 
betreffen, sondern sich an die Persönlichkeit, an ihre Ein­
stellung wenden und der Erziehung zur Achtung des Le­
bens, der Gesundheit und des Eigentums dienen (§ 323). 
Mit der Möglichkeit der Befreiung von der Schadenersatz­
pflicht wird weiterhin eine Überforderung des Bürgers im 
Zusammenhang mit der Erhöhung der Maßstäbe der Ver­
antwortlichkeit vermieden. Wer sich anderen gegenüber 
nicht sorglos und gleichgültig verhält, soll daher entlastet 
werden.
Im Gegensatz zum früheren Recht trägt jedoch nicht mehr 
der Geschädigte den Nachteil einer möglichen Ungewiß­
heit über ein Verschulden des Schadensverursachers. Der 
Umstand, daß der den Schaden verursachende Bürger ob­
jektiv eine Pflicht verletzt hat, spricht zunächst gegen 
ihn. Es müssen daher besondere Gründe vorliegen, aus 
denen sich ergibt, daß die objektive Pflichtverletzung un­
verschuldet, d. h. nicht zugleich subjektive Pflichtverlet­
zung war. Damit greift bei Ungewißheit auch der Ver­
sicherungsschutz Platz.
Der Begriff des V o r s a t z e s  ist für die Rechtsordnung 
einheitlich: Vorsatz ist gegeben, wenn der Schaden entwe­
der bewußt herbeigeführt oder doch als mögliche Folge 
des Handelns bewußt in Kauf genommen wird (§ 333 Abs. 2 
ZGB, § 6 StGB). Der Vorsatz muß sich auch auf die Herbei­
führung des Schadens beziehen und nicht nur auf die 
Pflichtverletzung. Vorsatz liegt daher nicht vor, wenn der 
Handelnde zwar die Gefahr erkennt, die Pflichtverletzung 
aber im Vertrauen darauf begeht, daß ein Schaden nicht 
eintreten werde.
Die Unterscheidung zwischen Vorsatz und Fahrlässigkeit 
hat im Zivilrecht — besonders für die außervertragliche 
Verantwortlichkeit — nur geringe Bedeutung. Im Unter­
schied zum Strafrecht und zum Arbeitsrecht sind im Zivil- 
recht die Rechtsfolgen vorsätzlicher und fahrlässiger Scha­
denszufügung fast durchweg dieselben./16/
Der zivilrechtliche Begriff der F a h r l ä s s i g k e i t  unter­
scheidet sich vom strafrechtlichen und vom arbeitsrecht-

/15/ Dem entsprechen auch die Regeln in Zivilrechtskodifikationen 
der anderen sozialistischen Länder, ihre theoretische Interpreta­
tion und praktische Anwendung. Vgl. hierzu insbesondere 
O. S. Joffe/Ju. K. Tolstoj/B. B. TsCherepaChin, Sowjetisches Zivil- 
recht, Bd. 1, Leningrad 1971, S. 428 f.; G. K. Matwejew, Grundlagen 
der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit, Kiew 1970, S. 279 fl. (vor 
allem 280); S. N. Bratus, „Streitfragen der Theorie der Juristischen 
Verantwortlichkeit“, Sowjetskoje gossudarstwo i prawo 1973, 
Heft 4, S. 27 f.; J. Drabowa, Die Schuld als Voraussetzung der Ver­
antwortlichkeit im Zivilrecht, Wroclaw 1968, S. 75 ff.; Gy. Eörst, 
„Die zivilrechtliche Verantwortlichkeit im ungarischen Zivilgesetz­
buch“, in: Daa ungarische Zivilgesetzbuch in fünf Studien, Buda­
pest 1963, S. 261 fl.
/W Ausnahmen finden sich 1m Vertragsrecht. So kann sich bei 
der gegenseitigen Hilfe die Verantwortlichkeit des Hilfeledstenden 
auf vorsätzlich herbeigeführten Schaden beschränken (§ 278 Satz 2). 
Die Möglichkeit des vertraglichen Ausschlusses der Haftung findet 
ihre Grenze jedoch - entgegen dem früheren Recht - bereits bei 
der groben Fahrlässigkeit (§ 45 Abs. 4).
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